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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher 
Vorschriften über sonstige Hilfen (Sonstige Hilfen — Änderungsgesetz — SHÄG) 


A. Problem 

Die §§ 200 ff. der Reichsversicherungsordnung (betr. Mutter- 
schutz und Mutterschaftshilfe) werden als Ausgestaltung des 
Artikels 6 Abs. 4 des Grundgesetzes gesehen. Da nach der Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 39, 1 ff.) 
die Schutzpflicht des Staates nicht nur unmittelbare staatli- 
che Eingriffe in das ungeborene Leben verbietet, sondern dem 
Staat auch gebietet, sich schützend und fördernd auch vor das 
ungeborene Leben zu stellen, ist kein von Verfassungs wegen 
zwingender Grund dafür gegeben, diese Hilfen auf jeden 
Schwangerschaftsabbruch auszudehnen. Insbesondere kön- 
nen Mitglieder der Solidargemeinschaft in der Krankenversi- 
cherung nicht gezwungen werden, ihre Beiträge gegen den 
Schutz der Leibesfrucht für ethisch sowie gesundheitlich be- 
denkliche Schwangerschaftsabbrüche im Rahmen der Indika- 
tion der „sonstigen schweren Notlagen“ einsetzen zu lassen. 
Die Vermehrung dieser Schwangerschaftsabbrüche aus „son- 
stigen schweren Notlagen“ belastet die Aufwendungen der 
Krankenkassen, die eine Versicherung gegen den Krankheits- 
fall sind, auch über Gebühr zu einem Zeitpunkt, in dem den 
Versicherten im Krankheitsfall zusätzliche Kostenbeteiligun- 
gen abverlangt werden müssen. 
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B. Lösung 

Die Reichsversicherungsordnung und das Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte sind so zu verändern, 
daß die Krankenkassen in Zukunft nicht mehr die Kosten für 
Schwangerschaftsabbrüche im Rahmen der Indikation der 
„sonstigen schweren Notlage“ nach § 218 a Abs. 2 Nr. 3 Strafge- 
setzbuch zu tragen haben. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch den Gesetzentwurf werden die Träger der sozialen 
Krankenversicherung um mindestens annähernd 100 Mio. 
DM jährlich entlastet. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung krankenversicherungsrechtlicher Vorschriften 
über sonstige Hilfen (Sonstige Hilfen — Änderungsgesetz — SHÄG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. § 200 f erhält folgende Fassung: 

„§ 200 f 

(1) Versicherte haben Anspruch auf Leistun- 
gen bei einem nicht unter Strafandrohung ste- 
henden Abbruch der Schwangerschaft durch ei- 
nen Arzt, jedoch nicht unter den in § 218a Abs. 2 
Nr. 3 des Strafgesetzbuches genannten Voraus- 
setzungen. Es werden ärztliche Beratung über 
die Erhaltung und den Abbruch der Schwanger- 
schaft, ärztliche Untersuchung und Begutach- 
tung zur Feststellung der Voraussetzungen für 
einen nicht rechtswidrigen Schwangerschafts- 
abbruch, ärztliche Behandlung, Versorgung mit 
Arznei-, Verband- und Heilmitteln sowie Kran- 
kenhauspflege gewährt. Liegen die Vorausset- 
zungen des Satzes 1 vor, besteht Anspruch auf 
Krankengeld, wenn Versicherte wegen eines Ab- 
bruchs der Schwangerschaft arbeitsunfähig 
werden, es sei denn, es besteht Anspruch nach 
§ 182 Abs. 1 Nr. 2. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei einer nicht 
rechtswidrigen Sterilisation.“ 

2. § 200 g Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 192 Abs, 1 gilt nicht für die Gewährung von 
Krankengeld an die nach § 200 f anspruchsbe- 
rechtigten Versicherten,“ 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBl. I S. 1433), zu- 
letzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 


1. § 31 b erhält folgende Fassung: 

»§ 31 b 

(1) Versicherte haben Anspruch auf Leistun- 
gen bei einem nicht unter Strafandrohung ste- 
henden Abbruch der Schwangerschaft durch ei- 
nen Arzt, jedoch nicht unter den in § 218 a Abs. 2 
Nr. 3 des Strafgesetzbuches genannten Voraus- 
setzungen. Es werden ärztliche Beratung über 
die Erhaltung und den Abbruch der Schwanger- 
schaft, ärztliche Untersuchung und Begutach- 
tung zur Feststellung der Voraussetzungen für 
einen nicht rechtswidrigen Schwangerschafts- 
abbruch, ärztliche Behandlung, Versorgung mit 
Arznei-, Verband- und Heilmitteln sowie Kran- 
kenhauspflege gewährt. Liegen die Vorausset- 
zungen des Satzes 1 vor, besteht Anspruch auf 
Krankengeld, wenn Versicherte wegen eines Ab- 
bruchs der Schwangerschaft arbeitsunfähig 
werden, es sei denn, es besteht Anspruch nach 
§ 19. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei einer nicht 
rechtswidrigen Sterilisation.“ 


2. § 31 c Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 192 Abs, 1 der Reichsversicherungsordnung 
gilt nicht für die Gewährung von Krankengeld 
an die nach § 31b anspruchsberechtigten Versi- 
cherten.“ 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes auch im Land Berlin, 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1984 in Kraft. 


Bonn, den 31, Januar 1984 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

Mit dem Gesetz über ergänzende Maßnahmen zum 
Fünften Strafrechtsreformgesetz (Strafrechtsre- 
form-Ergänzungsgesetz-StREG) vom 28. August 
1975 (BGBl. I S. 2289) wurde der Leistungskatalog 
der gesetzlichen Krankenversicherung um die son- 
stigen Hilfen erweitert. Seither haben die Kranken- 
kassen unter anderem die Kosten bei einem nicht 
rechtswidrigen Schwangerschaftsabbruch auch 
dann zu tragen, wenn dieser vorgenommen wird, 
um von der Schwangeren die Gefahr einer sozialen 
Notlage abzu wenden. 

Es war stets politisch umstritten, ob es Aufgabe der 
sozialen Krankenversicherung ist, Schwanger- 
schaftsabbrüche im Rahmen der Indikation der 
„sonstigen schweren Notlage“ zu finanzieren. Daß 
die Finanzierung nicht zu Lasten der Solidarge- 
meinschaft erfolgen sollte, sondern als zusätzliche 
Auftragserteilung über die originäre Aufgabenstel- 
lung der Krankenversicherung hinaus, geht daraus 
hervor, daß der Krankenversicherung zur Erfüllung 
dieser Sonderaufgabe 55 Mio. DM aus Steuermit- 
teln zur Verfügung gestellt wurden. 

Wegen der großen Zahl der gemeldeten Schwanger- 
schaftsabbrüche (1982: 70 000 oder 76,9%), die auf 
die Notlagenindikation entfallen und unter Berück- 
sichtigung der Dunkelziffer, muß mit einer tatsäch- 
lichen Kostenbelastung der Krankenversicherung 
von 250 Mio. DM gerechnet werden. Diese Kosten 
wurden zwischenzeitlich von der Gesamtheit der 
Steuerzahler auf die Pflichtversicherten der Soli- 
dargemeinschaft verlagert. Es ist unzumutbar, daß 
der Pflichtversicherte für die nicht originäre Auf- 
gabe der Krankenversicherung mit seinem Beitrag 
nunmehr einstehen soll. 

Wenn im Rahmen der Kostendämpfung im Gesund- 
heitswesen Einsparungen bei Leistungen im 
Krankheitsfall gefordert werden, so entspricht es 
erst recht der Billigkeit, wenn eine Einsparung bei 
den „sonstigen Leistungen“ für die Zukunft erfol- 
gen soll. 

Zudem legt die Tatsache, daß seit Inkrafttreten 
des Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetzes viele 
Frauen mehrere Schwangerschaftsabbrüche hat- 
ten, die Vermutung nahe, daß in einer vom Gesetz- 
geber nicht gewollten Weise der Schwangerschafts- 
abbruch auch Mittel der Geburtenkontrolle ist. 

Außerdem ist den Pflichtversicherten der Solidar- 
gemeinschaft, die aus ethischen Gründen einen 
Schwangerschaftsabbruch aufgrund einer Notla- 
genindikation ablehnen, nicht zumutbar, daß sie die 
Kosten hierfür mit ihren Pflichtbeiträgen abdek- 
ken. 

Die Pflichtversicherten haben vor dem Hintergrund 
des Verfassungsauftrages zum Schutz des Lebens 
einen Anspruch darauf, daß der Staat soziale Not- 
stände mit sozialen Hilfsangeboten ausgleicht und 
sie nicht gezwungen werden, über ihre Beitrags- 


pflicht gegen diesen von ihnen bejahten Schutzge- 
danken verstoßen zu müssen. 

Der Gesetzentwurf sieht daher vor, die bisherige 
Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen in 
den Fällen der Indikation der „sonstigen schweren 
Notlage“ nach § 218a Abs. 2 Nr. 3 Strafgesetzbuch 
durch die soziale Krankenversicherung abzuschaf- 
fen. 

Der Eingriff beim Schwangerschaftsabbruch ist 
„kein normaler ärztlicher Vorgang“; der Arzt darf 
seine Mitwirkung aus Gründen des Schutzes für 
das Leben des ungeborenen Kindes ablehnen, was 
er bei einer Rechtsmäßigkeit des Schwanger- 
schaftsabbruches nicht dürfte. Die Ausnahmen von 
der Strafandrohung haben die §§ 227 des BGB und 
32 des Strafgesetzbuches nicht geändert. 

Die Praxis in der Reichsversicherungsordnung muß 
unter Berücksichtung höherwertigen Verfassungs- 
rechts, darunter des Grundgesetzes und der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts zu § 218 
StGB in Auslegung des Grundgesetzes erfolgen. 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts sollen die Grundrechte auch aktiv ge- 
schützt werden. 

Folgeänderung der gesetzlichen Bestimmungen 
über die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 

Sofern die in dem vorliegenden Änderungsantrag 
vorgeschlagenen Gesetzes änderungen im Bereich 
der sozialen Krankenversicherung realisiert wer- 
den, ergibt sich nach Auffassung der Antragsteller 
die Notwendigkeit, Folgeänderungen im Lohnfort- 
zahlungsgesetz, im Bürgerlichen Gesetzbuch, im 
Handelsgesetzbuch, in der Gewerbeordnung, im 
Seemannsgesetz und im Berufsausbildungsgesetz 
vorzunehmen, weil konsequenterweise die Regelun- 
gen über die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall bei 
Schwangerschaftsabbrüchen auf die Fälle einzu- 
grenzen sind, für die Ansprüche auf Leistungen in 
der sozialen Krankenversicherung bestehen. 

Die Aufwendungen der Arbeitgeber für die Lohn- 
fortzahlung dürften sich durch Wegfall der Lohn- 
fortzahlung bei Schwangerschaftsabbrüchen nach 
der Indikation der „sonstigen schweren Notlage” 
nach § 218 a Abs, 2 Nr. 3 StGB mindestens um 40 bis 
60 Mio. DM jährlich verringern. 


II. Besonderer Teil 


Zu Artikel 1 (Reichsversicherungsordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 200 f RVO) 

Zu Absatz 1 

Die Leistungsverpflichtung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung wird auf nicht rechtswidrige 
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Schwangerschaftsabbrüche beschränkt, die im Zu Nummer 2 (§ 200 g RVO) 

Rahmen der „medizinischen“ Indikation nach 
§ 218 a Absatz 2 einschließlich der Voraussetzungen Folgeänderung 
des § 218 a Abs. 2 Nr. 1 und 2 des Strafgesetzbuches 
vorgenommen werden. Damit entfällt die Lei- 
stungspflicht bei sozialen Indikationen im Sinne 
des § 218 a Abs. 2 Nr. 3 Strafgesetzbuch. 

Zu Absatz 2 Zu Artikel 2 (Gesetz über die Krankenversicherung 

der Landwirte) 

Nicht rechtswidrige Sterilisationen bleiben im Lei- 
stungskatalog der gesetzlichen Kranke nversiche- Die Änderungen entsprechen den Änderungen in 
rung. §§200f, 200 g RVO. 
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